
ENERGIEMARKT – KLIMASCHUTZ

CO2-Preis: Wie eine intelligente Einnahme-Verwendung 
zur gesellschaftlichen Akzeptanz beitragen kann
Uwe Nestle

Der CO2-Preis ist ein wirksames Instrument des Klimaschutzes – wenn er mittel- bis langfristig schrittweise steigt. Grundlage für 
die notwendige gesellschaftliche Akzeptanz ist, dass durch die Verwendung der Einnahmen die weniger gut Verdienenden insge-
samt nicht schlechter gestellt werden und für alle ausreichend erkennbar wird, dass der CO2-Preis Klima und Umwelt tatsächlich 
schützt. In diesem Artikel wird untersucht, welche Verwendung der Einnahmen dafür den besten Beitrag leisten kann. 

Zu Beginn des laufenden Jahres wurde  
mit dem Brennstoffemissionshandelsgesetz 
(BEHG) ein CO2-Preis insbesondere auf Heiz- 
und Treibstoffe umgesetzt. Die im Jahre 
2021 geltenden 25 € pro t CO2 erhöhen die 
Abgaben auf Benzin und Diesel um rund 6 
bzw. 7 ct/l und die auf Heizöl und Erdgas um 
rund 7 ct/l bzw. 0,5 ct/kWh. Bis 2026 ist 
eine schrittweise Steigerung des Preises auf 
dann 65 € pro t CO2 festgelegt ([1] , S. 3). 

Zwar besteht im Grundsatz in der Bevölke-
rung eine hohe Akzeptanz für eine höhere 
staatliche Belastung umweltschädlicher 
Aktivitäten [2]. Ferner wurde bei der Ein-
führung des CO2-Preises auf eine sozialver-
trägliche Ausgestaltung geachtet. Dennoch 
wird er in der Politik, den Medien und der 
Bevölkerung sehr kritisch diskutiert.

Wenn aber die Bepreisung umweltschädli-
chen Verhaltens auf Dauer erfolgreich sein 
soll, ist eine langfristige stetige Erhöhung 
der CO2-Preise und eine Ausweitung auf an-
dere Bereiche notwendig. Um dafür stabile 
politische Mehrheiten zu schaffen, bedarf es 
einer hohen gesellschaftlichen Akzeptanz.

Bei der Suche nach Strategien, die Akzep-
tanz des CO2-Preises zu erhöhen und zu  
sichern, spielt die Verwendung der Einnah-
men eine entscheidende Rolle. Denn erstens 
kann sie dafür sorgen, dass einkommens-
schwächere Haushalte durchschnittlich 
nicht belastet werden. Wenn sie zweitens 
selber offensichtlich zum Klima- und Um-
weltschutz beiträgt, wird damit die zentrale 
Begründung für den CO2-Preis – der Klima-
schutz – untermauert und glaubwürdig. 
Denn dass der CO2-Preis allein tatsächlich 
dem Klima nutzt, wird von sehr vielen Bür-
gern und politischen Akteuren noch immer 
bezweifelt.

 
Die drei prominentesten  
Verwendungsoptionen

Direkte Rückerstattung an alle  
Bürger
Die direkte Rückerstattung der Einnahmen 
aus einem CO2-Preis soll bei den meisten 
Vorschlägen mit einer einheitlichen Pau-
schale an alle Bürger umgesetzt werden. Sie 
ist damit unabhängig vom Einkommen und 
vom Energieverbrauch der Empfänger und 
erfolgt idealerweise als direkte Auszahlung. 

Senkung des Strompreises bzw. der 
EEG-Umlage
Mit einer Senkung des Strompreises wer-
den alle Stromverbraucher bei ihren Strom-
kosten entlastet. Die Entlastung ist direkt 
abhängig vom jeweiligen Stromverbrauch: 
Je mehr ein Unternehmen oder ein privater 
Haushalt verbraucht, desto stärker die Ent-
lastung [I]. 

Bereits seit der Einführung des CO2-Preises 
für den Verkehrs- und Wärmebereich Anfang 
2021 wurde die EEG-Umlage um gut drei auf 
6,5 ct/kWh gesenkt. Dafür werden aus dem 
Bundeshaushalt 2021 knapp 11 Mrd. € zur 
Verfügung gestellt, die teilweise durch die 
Einnahmen aus dem CO2-Preis gegenfinan-
ziert werden ([3], S. 14; [4], [5], S. 57). Diese 
liegen in 2021 bei rund 7,4 Mrd. €, im Jahr 
2025 dürften sie beim im BEHG festgelegten, 
dann höheren CO2-Preis bei rund 16 Mrd. € 
liegen ([6], S. 4). Eine Abschaffung der EEG-
Umlage würde im Jahr 2022 rund 21 Mrd. € 
kosten ([3], S. 14; [7]) [II]. Zum Vergleich: Der 
Bundeshaushalt des Jahres 2019 lag bei 357 
Mrd. € – die Abschaffung der EEG-Umlage wür-
de damit rund 6 % des Haushaltes kosten [III].

Förderung grüner Investitionen
Der Umbau unserer Industriegesellschaft 
hin zur Klimaneutralität erfordert mittel- 
bis langfristig hohe Investitionen, beispiels-

Bei der Verwendung der Einnahmen aus dem CO2-Preis kann eine Kombination aus direkter Rückerstat-
tung und der Förderung von Klimaschutz-Investitionen wesentlich zur gesellschaftlichen Akzeptanz 
beitragen � Bild: Adobe Stock
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weise bei der Energieeffizienz in allen Sek-
toren, bei der Verkehrs- und Wärmewende 
(u.a. Elektrifizierung und Energieeffizienz), 
in der Industrie und Landwirtschaft. Ein 
großer Teil der erforderlichen Investitionen 
rechnet sich bei den heutigen Preisen be-
triebswirtschaftlich noch nicht. Solange dies 
so bleibt, müssen neben Ordnungsrecht so-
wie Ge- und Verboten staatliche Förderpro-
gramme dafür sorgen, dass entsprechende 
Investitionen tatsächlich getätigt werden. 
Angesichts hoher Staatsschulden u.a. auf-
grund der Corona-Pandemie können diese 
nicht ohne Weiteres aus den bestehenden 
Steuermitteln finanziert werden. Die Ein-
nahmen des Staates durch CO2-Preise liegen 
in einer Größenordnung, die das Volumen 
der bisherigen Förderprogramme deutlich 
erhöhen könnte. 

Bewertung der Optionen nach 
vier Kriterien

Das politische Instrument von CO2-Preisen 
kann vor allem dann seine Vorteile und 
volkswirtschaftliche Effizienz ausspielen, 
wenn die Preise mittel- bis langfristig stetig 
und verlässlich steigen. Dies wird politisch 
nur möglich sein, wenn dafür eine hohe  
gesellschaftliche Akzeptanz besteht. Sie ist 
insbesondere von zwei Punkten abhängig: 
Erstens muss die Ausgestaltung negative 
soziale Auswirkungen vermeiden. Zweitens 
muss für alle nachvollziehbar sein, dass der 
CO2-Preis tatsächlich zum Klima- und Um-
weltschutz beiträgt. Nicht zuletzt ist wichtig, 
ob die Art der Verwendung rechtlich und 
administrativ umsetzbar ist.

Vor diesem Hintergrund werden im Folgen-
den die o.g. Verwendungsoptionen vergli-
chen und bewertet. Die Kriterien umfassen 
die sozialen Auswirkungen, den Klima- bzw. 
Umweltschutz, die gesellschaftliche Akzep-
tanz sowie die rechtliche und administrative 
Umsetzbarkeit. Anschließend wird ein mög-
licher Mix von Verwendungsoptionen skiz-
ziert, der die Vorteile der einzelnen Optionen 
kumuliert und Nachteile vermeidet.

Soziale Wirkungen und Verteilungs-
effekte
Engagierte Klimapolitik und insbesondere 
ein CO2-Preis dürfen ärmere Menschen nicht 
zusätzlich belasten, denn sie können höhere 
Preise deutlich schlechter verkraften. Ferner 

leiden sie stärker an den Folgen der Erder-
hitzung, haben aber durchschnittlich viel 
weniger dazu beigetragen [8]. Daher sollte es 
einen Ausgleich für diese Personengruppe 
geben, der sicherstellt, dass sie insgesamt 
durch den CO2-Preis keine Einbußen ver-
zeichnen ([9], S. 10). 

Bei einer einheitlichen Pro-Kopf-Rückerstat-
tung erhalten einkommensschwächere Haus-
halte eine spürbar höhere Rückerstattung, als 
sie durchschnittlich an Ausgaben durch einen 
CO2-Preis haben ([10], S. 19; [11], S. 6; [12], S. 3). 
Damit sind die Verteilungswir-kungen aus 
sozialer Sicht grundsätzlich positiv zu bewer-
ten. Sie wären noch deutlicher, wenn nach 
Steuern einkommensstärkere Haushalte abso-
lut eine niedrigere Rückerstattung erhielten 
als einkommensschwächere. Dies ließe sich 
grundsätzlich umsetzen, indem die Rücker-
stattung der Einkommenssteuer unterliegt 
oder die Rückerstattung auf niedrigere Ein-
kommen beschränkt würde ([13], 14f).

Bei der Senkung des Strompreises oder der 
EEG-Umlage bieten sich solche Flexibilitäten 
kaum. Die 10 % einkommensstärksten Haus-
halte verbrauchen durchschnittlich rund  
50 % mehr Strom als die 10 % einkommens-
schwächsten. Entsprechend profitieren sie 
von einer Strompreissenkung absolut stärker 
([14], S. 77). Zudem werden, sofern hier keine 
Differenzierung stattfindet, vor allem Wirt-
schaft und Industrie entlastet. Denn sie 
zahlen rund zwei Drittel der durch die EEG-
Umlage eingenommenen Gesamteinnahmen 
([11], S. 7; [15], S. 27). In Summe ergäbe sich 
daher eine Umverteilung von privaten Haus-
halten zugunsten der Wirtschaft. Dennoch 
ist davon auszugehen, dass den einkom-
mensschwächeren Haushalten netto keine 
oder nur sehr geringe Zusatzkosten entstehen, 
wenn die vollständigen Einnahmen eines 
CO2-Preises für die Senkung des Strompreises 
verwendet werden ([16], S. 54; [11], S. 6). 

Den schwächsten sozialen Ausgleich bietet 
kurzfristig die staatliche Förderung von  
Investitionen in den Klima- und Umweltschutz. 
Zwar schützen die mit den Einnahmen geför-
derten Investitionen in Energieeffizienz vor 
steigenden Energiepreisen. Mit ihnen können 
ferner gezielt einkommensschwächere Haus-
halte adressiert werden. Ein spürbar entlasten-
der Effekt kann allerdings erst nach einigen 
Jahren in nennenswertem Umfang eintreten. 

Wirkung auf den Klima- und Umwelt-
schutz
Bei den Auswirkungen auf den Klima- und 
Umweltschutz schneidet eine zusätzliche 
Förderung von Klima- und Umweltschutzin-
vestitionen mit Abstand am besten ab. Jeder 
durch die CO2-Bepreisung eingenommene 
Euro wird dann zusätzlich für den Umwelt- 
und Klimaschutz eingesetzt. Die ohnehin 
bestehende positive Wirkung eines höheren 
Preises auf den CO2-Ausstoß wird damit 
deutlich verstärkt. Dies ist weder bei der  
direkten Rückerstattung an alle Bürger noch 
bei einer Strompreissenkung der Fall. Bei 
der Senkung des Strompreises kommt hinzu, 
dass sie die Anreize senkt, Strom energie-
effizient einzusetzen und in stromsparende 
Geräte zu investieren. Der daraus resultie-
rende höhere gesamte Stromverbrauch führt 
in den kommenden Jahren zu zusätzlichen 
CO2-Emissionen ([17], 5 ff). Langfristig, bei 
einer vollständig erneuerbaren Stromer- 
zeugung, führt er zu einem höheren Bedarf 
an Wind- und Photovoltaikanlagen, Strom-
netzen, Batteriespeichern etc. Demgegenüber 
könnte die Elektrifizierung des Verkehrs- und 
des Wärmebereiches, die für den Klimaschutz 
von höchster Relevanz ist, von einer Strom-
preisreduzierung profitieren. Allerdings lie-
gen die zentralen Hemmnisse hier nicht im 
Strompreis, sondern u.a. in den Investitions-
kosten, so dass der Effekt einer Strompreis-
senkung umstritten ist ([15, 18, 19]). 

Wirkung auf die Akzeptanz des 
CO2-Preises
Die Verwendung der Einnahmen aus der 
CO2-Bepreisung kann dessen gesellschaftli-
che Akzeptanz deutlich steigern – wenn sie 
richtig ausgestaltet ist ([20], S. 10; [21]). Die 
Verwendung für Investitionen in grüne Tech-
nologien wird laut zweier repräsentativer 
Umfragen von rund drei Viertel der Bevölke-
rung unterstützt. Nur knapp die Hälfte un-
terstützt eine Pro-Kopf-Rückerstattung ([22], 
S. 16; [23]; [10], 9f). Diese Ergebnisse werden 
durch die Beschlüsse des Bürgerrates Klima 
vom Juni 2021 bestätigt. Im Bürgerrat gaben 
160 zufällig und repräsentativ ausgewählte 
Menschen insgesamt 76 sehr ambitionierte 
Empfehlungen ab, u.a. für einen CO2-Preis. 
Hinsichtlich der Einnahme-Verwendung fand 
die Senkung des Strompreises oder der EEG-
Umlage keine Mehrheit. Deutlich wichtiger 
war den Teilnehmern, dass die Einnahmen 
aus einem CO2-Preis in klimafreundliche 
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Projekte investiert werden. 93 % stimmten 
dafür, „die Einnahmen … zweckgebunden 
in den sozialen Ausgleich, in Forschung und 
Entwicklung sowie in Infrastruktur“ zu  
investieren. Nur 30 % votierten dafür, sie 
„vorrangig den Bürgerinnen und Bürgern 
direkt zugutekommen“ zu lassen ([24], 17, 19, 
28). Auch in drei Bürgerforen in Wuppertal, 
Riedlingen und Potsdam vom Oktober 2018 
votierten die Teilnehmer mit dieser Tendenz. 
Eine pauschale Pro-Kopf-Rückerstattung 
wurde dabei „als »Gießkannenprinzip« über-
wiegend abgelehnt“ [21], S. 25).

Rechtliche und administrative 
Umsetzbarkeit
Am einfachsten umsetzbar ist die Förderung 
von Investitionen in den Klima- und Umwelt-
schutz. So können bestehende Programme 
ausgeweitet und aufgestockt werden. Auch 
die Senkung des Strompreises ist auf den  
ersten Blick leicht umsetzbar. Allerdings 
entstehen bei einer starken Senkung der 
EEG-Umlage Risiken insbesondere für die 
Finanzierung des Ausbaus von Ökostroman-
lagen. Denn ab einer bestimmten staatlichen 
Finanzierung wird das EEG bei der Europäi-
schen Union beihilfepflichtig. Dies ist seit 
Anfang 2021 der Fall, so dass die EU-Wettbe-
werbskommission bereits Änderungen im 
EEG erzwingen und den Ökostromausbau 
damit behindern konnte ([15], S. 25; [25], S. 8). 
Eine direkte Rückerstattung der Einnahmen 
aus der CO2-Bepreisung an alle Bürger wird 
beispielsweise in der Schweiz praktiziert. 
Für eine rechtliche und administrative Um-
setzung in Deutschland bestehen zwar wis-
senschaftliche Ausarbeitungen und Vor-
schläge ([26, 27]. Von einigen Akteuren wird 
allerdings in Frage gestellt, ob diese tatsäch-
lich mit einem angemessenen administrati-
ven Aufwand realisierbar sind ([15], S. 30).

Mit einem intelligenten Mix die 
Vorteile kumulieren

Bei der Bewertung der drei wichtigsten Ver-
wendungsoptionen für die Einnahmen eines 
CO2-Preises wurde deutlich, dass jede Vari-
ante Vorteile aufweist, aber auch mit teilwei-
se erheblichen Nachteilen verbunden ist. Mit 
einer Kombination aus der direkten Rücker-
stattung und der Förderung von Investitio-
nen in den Klima- und Umweltschutz lassen 
sich die Vorteile beider Optionen nutzen und 
die wichtigsten Nachteile vermeiden.

Grundlage dafür könnte ein „Faires Kli-
mageld“ sein, das dafür sorgt, dass einkom-
mensschwächere Haushalte durch den CO2-
Preis durchschnittlich insgesamt netto 
etwas mehr Geld zur Verfügung haben als 
ohne den CO2-Preis. Es wird nicht an alle 
Bürger ausgezahlt, sondern beispielsweise 
nur an das Viertel oder Drittel der Haushalte 
am unteren Ende der Einkommensskala. Bei 
wohlhabenderen Haushalten ist davon aus-
zugehen, dass ökonomisch keine Rückerstat-
tung notwendig ist. Sie läge im Vergleich 
zum Jahreseinkommen bei der einkommens-
stärkeren Hälfte der Haushalte bei weniger 
als 1 %, bei den 10 % einkommensstärksten 
bei nur rund 0,3 %.

Um kurzfristig ein entsprechendes System 
umzusetzen, könnte an den bestehenden  
Sozialleistungen angeknüpft werden. Über die 
soziale Mindestsicherung [IV], das Wohngeld 
und das BAföG würden insgesamt etwa 10 % 
der Bevölkerung erreicht ([15], S. 30; [28]). 

Darüber hinaus könnten alle Empfänger von 
Kindergeld das Faire Klimageld erhalten. 
Dies erscheint angemessen, da „Kinder lei-
der ein Armutsrisiko in Deutschland sind“ 
[29]. Zunächst würden alle, die das Faire 
Klimageld erhalten, den gleichen Betrag 
ausgezahlt bekommen. Allerdings würde 
das Faire Klimageld für Kinder mit dem 
steuerlichen Freibetrag verrechnet, nicht aber 
auf die Sozialleistungen angerechnet – ent-
sprechend der Kinderboni der Corona-Kon-
junkturprogramme 2020 und 2021 ([30], S. 7). 
Haushalte mit niedrigem Einkommen behal-
ten das Faire Klimageld also vollständig, 
Menschen mit höherem Einkommen dagegen 
behalten nach Steuern einen niedrigeren  
Betrag. Damit profitieren ärmere Menschen 
absolut und relativ stärker und der Staat 
muss insgesamt weniger Geld auszahlen als 
bei einer Rückerstattung an alle oder einer 

Strompreissenkung. Da einkommensstarke 
Haushalte eine Rückerstattung ökonomisch 
deutlich weniger oder gar nicht benötigen, 
aber deutlich stärker zur insbesondere für 
die ärmeren Menschen gefährlichen Erder-
hitzung beitragen, kann diese differenzierte 
Rückerstattung als fair bezeichnet werden. 
Zusätzlich sollte ein Ausgleichsfonds ein-
gerichtet werden, der verhindert, dass es  
in Einzelfällen zu besonderen Härtefällen 
kommt. Hierfür sollten mehrere 100 Mio. € 
zur Verfügung gestellt werden ([31], S. 8). 

Für ein solches Faires Klimageld wird deutlich 
weniger Geld benötigt, als durch einen CO2-
Preis eingenommen wird – obwohl die ein-
kommensschwächeren Haushalte dadurch 
netto mehr Geld zur Verfügung haben. Über 
die Hälfte der Einnahmen des Staates stehen 
noch für Investitionen in den Klima- und  
Umweltschutz zur Verfügung. Sie sollten ent-
sprechend eingesetzt werden, um die öko- 
logische Wirkung des CO2-Preises zu steigern 
und damit für alle nachvollziehbarer zu  
machen, dass der CO2-Preis zum Klimaschutz 
beiträgt. Das könnte die gesellschaftliche  
Akzeptanz des CO2-Preises deutlich erhöhen 
und dessen langfristigen Erfolg ermöglichen.

Fazit 

Alle Optionen zur Verwendung der Ein- 
nahmen eines CO2-Preises haben, einzeln 
betrachtet, jeweils Vor- und teilweise erheb-
liche Nachteile (siehe Tab.). Der Mix aus  
einem „Fairen Klimageld“ für Haushalte mit 
niedrigerem Einkommen und der Förderung 
von Investitionen in den Umwelt- und Klima-
schutz würde sicherstellen, dass die ein-
kommensschwächeren Haushalte insgesamt 
durchschnittlich etwas mehr Geld zur Ver-
fügung haben, während die größten Verur-
sacher der Klimakrise auf eine Rückzahlung 
verzichten müssen. Damit sind die Vertei-

Abfederung  
sozialer  
Folgen

Umwelt-  
und  

Klimaschutz

Akzeptanz  
in der  

Bevölkerung

Umsetz- 
barkeit

Direkte Rückerstattung an alle ++ 0 + -

Strompreissenkung + - 0 + [V]

Förderung Energieeffizienz und 
Erneuerbare Energien - ++ ++ ++

Faires Klimageld plus grüne 
Investitionen ++ + ++ ++ [VI]

Bewertung verschiedener Verwendungsoptionen für die Einnahmen eines CO2-Preises
�

Tab. 
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lungswirkungen aus sozialer Sicht beson-
ders positiv. Durch die Verwendung eines 
Großteils der staatlichen Einnahmen für den 
Klima- und Umweltschutz ist die ökologische 
Wirksamkeit besonders hoch und für alle 
deutlich wahrnehmbar. Dies kann wesent-
lich zur gesellschaftlichen Akzeptanz bei-
tragen. Die rechtliche und administrative 
Umsetzung einer langfristigen Lösung stellt 
zwar eine Herausforderung dar. Für den Über-
gang bestehen aber – wie oben beschrieben – 
Optionen, die leicht, schnell und mit einem 
geringen administrativen Aufwand umzu-
setzen sind.  

Anmerkungen

[I]	 Wird die Strompreissenkung über die EEG-Umlage 

umgesetzt, profitieren Unternehmen, die von der 

Umlage begünstigt sind, nicht oder weniger.

[II]	 Neben dem Ausgleich der Kosten eines CO2-Preises 

wird für die Senkung des Strompreises bzw. der 

EEG-Umlage eine Reihe weiterer Gründe ange- 

führt. Diese werden u.a. in [15, 18, 19 und 32] 

diskutiert.

[III]	Die Bundeshaushalte von 2020 und 2021 sind auf- 

grund der Corona-Pandemie nicht repräsentativ.

[IV]	Unter der „sozialen Mindestsicherung“ sind 

subsumiert: Empfänger von Arbeitslosengeld II 

oder Sozialgeld nach SGB II, Hilfe zum Lebensun-

terhalt außerhalb von Einrichtungen nach SGB XII, 

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-

rung nach SGB XII und Regelleistungen nach dem 

Asylbewerberleistungsgesetz.

[V]	 Die administrativen und rechtlichen Risiken für 

das EEG sind hier nicht berücksichtigt.

[VI]	Eine einfache Umsetzung ist bei der Nutzung 

bestehender Förderprogramme sowie der sozialen 

Mindestsicherung und dem Kindergeld etc. möglich. 

Eine gezieltere Adressierung aller und nur der 

einkommensschwächeren Haushalte ist dagegen 

komplexer und wurde hier nicht berücksichtigt.
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